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KURZ KOMMENTIERT

Subventionsbericht

Erhebliche Ungereimtheiten

In dem jetzt vorgelegten 13. Subventionsbericht versucht 
die Bundesregierung nachzuweisen, wie erfolgreich sie 
in jüngster Zeit bei dem schon seit Jahren versproche­
nen, aber bisher nie recht vorangekommenen Subven­
tionsabbau gewesen ist. Die Erfolgsmeldungen erschei­
nen jedoch nur auf den ersten Blick überzeugend. Bei ge­
nauerem Hinschauen entdeckt man, daß sie mehr Propa­
gandacharakter als realen Hintergrund haben.

So ist der 1991 gegenüber 1990 für die alten Bundes­
länder ausgewiesene Rückgang der Subventionen fast 
ausschließlich auf den nach der Vereinigung selbstver 
ständlichen Wegfall von teilungsbedingten Lasten zu 
rückzuführen. Bei den Finanzhilfen ist der für die Subven 
tionierung des Berlinverkehrs entfallene Betrag soga 
größer als der Rückgang der Finanzhilfen insgesamt; 
d.h., an anderer Stelle sind die Finanzhilfen auch in den 
alten Ländern ausgeweitet worden.

Auch der für die Zukunft angekündigte substantielle 
Subventionsabbau weist erhebliche Ungereimtheiten auf. 
Bei der Gasölverbilligung für Landwirte wird der Verzicht 
auf eine Anhebung der Subvention nach der Erhöhung 
der Mineralölsteuer, zu der im übrigen keinerlei rechtliche 
Verpflichtung besteht, als Kürzung verkauft. Weiterhin 
wird mit dem Abbau von Finanzhilfen und Steuervergün­
stigungen renommiert, die bisher von der Bundesregie­
rung im Subventionsbericht nach der dort verwendeten 
Definition gar nicht den Subventionen zugerechnet wur­
den. Da nicht anzunehmen ist, daß die Bundesregierung 
damit andeuten will, daß der von ihr verwendete Subven­
tionsbegriff im Interesse eines umfassenden Überblicks 
nicht ausreichend ist, liegt die Vermutung nahe, daß un­
zureichende Maßnahmen nach dem Motto „mehr schei­
nen als sein" dargestellt werden sollen. wei

Treuhandanstalt

Überraschende Begründung

Die Präsidentin der Treuhandanstalt, Birgit Breuel, er­
wartet für 1992 mit 31,5 Mrd. DM einen noch höheren Kre­
ditbedarf als für das Wirtschaftsjahr 1990/91 (25 Mrd. 
DM). Diese Steigerung sei zu einem wesentlichen Teil auf 
zunehmende Aufwendungen für die Sanierung der noch 
nicht privatisierten Unternehmen zurückzuführen.

Diese Begründung muß überraschen, weil sich der Be­
stand von Unternehmen im Treuhandbesitz aufgrund der

laufenden Privatisierungen ständig verringert und in den 
verbleibenden Unternehmen der Personalbestand zum 
Jahresende deutlich abgebaut wird. Man sollte deshalb 
annehmen, daß das Defizit im nächsten Jahr geringer 
ausfallen wird. Da die Zeit der großen Privatisierungser­
folge vorbei ist, besteht hier offensichtlich die Gefahr, daß 
die Treuhandanstalt die zügige Privatisierung zugunsten 
einer verstärkten Sanierung von Unternehmen zurück­
stellt. Dies ist abzulehnen. Insbesondere die Forderung, 
die Anstalt längerfristig als Industrie-Holding zu etablie­
ren, darf sich nicht durchsetzen. Dies wäre eine subven­
tionenschluckende Holding für schwache Unternehmen.

Unternehmen, die nicht zu privatisieren sind, dürfen 
nicht für unbestimmte Zeit im Besitz der Treuhandanstalt 
bleiben. Überdies sollte grundsätzlich erst nach der Pri­
vatisierung von den Erwerbern saniert werden, wobei 
sich der Sanierungsaufwand im -  unter Umständen nega­
tiven -  Kaufpreis widerspiegeln muß. Dies ist eigentlich 
auch der Wunsch von Frau Breuel, wenn sie sich öffent­
lich für einen Kurswechsel in der Sanierungspolitik der 
Treuhandanstalt ausspricht. Damit die Sanierungsauf­
wendungen auf den gesamtwirtschaftlich notwendigen 
Umfang begrenzt bleiben, sollten zukünftig die Finanzie­
rungsmittel, die von der Treuhandanstalt zur Sanierung 
von Unternehmen zur Verfügung gestellt werden, einer 
strengen Budgetrestriktion unterliegen. Erst eine starre 
Budgetgrenze, die für den gesamten Sanierungsaufwand 
gilt, wird eine Veränderung der Sanierungspolitik bewir­
ken. rk

Wirtschafts- und Währungsunion

Brauchbarer Entwurf

Ende Oktober, also etwa sechs Wochen vor dem Ge­
meinschaftsgipfel in Maastricht, hat die niederländische 
Präsidentschaft einen Vertragsentwurf für die Wirt­
schafts- und Währungsunion (EWWU) vorgelegt. Auch 
wenn noch einiger „Feinputz“ notwendig ist, wie Bundes­
bankvizepräsident Tietmeyer formulierte, handelt es sich 
zumindest um eine brauchbare Verhandlungsgrundlage.

In der ab 1994 vorgesehenen zweiten Stufe, deren Not­
wendigkeit nach wie vor nicht recht plausibel erscheint, 
wird die Geld- und Währungspolitik danach weiter in na­
tionaler Verantwortung bleiben. Undeutlich sind die Kon­
turen des in dieser Phase eigentlich überflüssigen Euro­
päischen Währungsinstituts als Vorläufer der Europäi­
schen Zentralbank. Auf Kritik der deutschen Seite wird si­
cherlich der niederländische Vorschlag treffen, Voraus­
setzungen für einen stärkeren Gebrauch des ECU unter 
anderem dadurch zu schaffen, daß die Zusammenset­
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zung des ECU-Währungskorbs festgeschrieben wird. Bei 
nach wie vor möglichen Realignments müssen ECU-Hal- 
ter Verluste gegenüber autwertenden Währungen hin­
nehmen. Statt die Zusammensetzung des ECU festzu­
schreiben, sollte man dessen Wert vielmehr an den der 
stärksten Währung binden.

Der Übergang zur dritten Stufe -  frühestmöglich für 
1997 vorgesehen -  wird von der Erfüllung einer Reihe von 
stabilitätsorientierten Konvergenzkriterien abhängig ge­
macht, die sich auf Inflationsentwicklung, jährliche Neu­
verschuldung, Limitierung der gesamten Staatsverschul­
dung und spannungsfreie Wechselkursentwicklung be­
ziehen. Wenn sieben Länder die ökonomischen Kriterien 
erfüllen und den politischen Willen haben, kann sie be­
ginnen. Dieser Ansatz einer abgestuften Integration birgt 
die größten Chancen, daß es überhaupt zu einer Wirt­
schafts- und Währungsunion kommt. kr

Energiebinnenmarkt

Mäßigere Gangart

Der Europäischen Gemeinschaft bleibt noch reichlich 
ein Jahr, um den geplanten gemeinsamen Energiemarkt 
termingerecht zu verwirklichen. Doch mittlerweile ge­
steht selbst die EG-Kommission ein, daß der ursprüng­
liche Zeitplan für die Öffnung der nationalen Märkte nicht 
einzuhalten ist, da sich die noch bestehenden und zum 
Teil erheblichen Wettbewerbshindernisse nicht so 
schnell beseitigen lassen. Nach dem jetzt in Umrissen 
vorliegenden Stufenplan müssen sich die meisten betrof­
fenen Energieabnehmer mindestens noch bis 1996 ge­
dulden, bis sie unter den Energielieferanten innerhalb der 
EG frei wählen können.

Die Öffnung der nationalen Märkte für Strom und Gas 
ist ein zentraler Punkt der Kommissionsstrategie. Die Be­
stimmungen des EWG-Vertrags erlauben der Kommis­
sion sogar, die Versorgungsmonopole auch gegen den 
Willen der Mitgliedstaaten aufzuheben. Bei ihrer neuen, 
behutsameren Strategie verzichtet die Kommission aber 
auf diese Möglichkeit. Sie setzt statt dessen auf eine 
schrittweise Öffnung der Märkte mit einem erheblichen 
Ermessensspielraum der nationalen Regierungen. Damit 
trägt sie der Tatsache Rechnung, daß die Bereitschaft zu 
einschneidenden Änderungen in den Mitgliedsländern 
unterschiedlich stark ausgeprägt ist.

Eine konsequente Durchsetzung der Wettbewerbsbe­
stimmungen des EWG-Vertrags hält insbesondere die 
britische Regierung, die bei der Liberalisierung der natio­
nalen Energiemärkte eine Vorreiterrolle übernommen

hat, für notwendig. Anderen Ländern, die die geschützten 
Bereiche nur ungern öffnen wollen, kommt die mäßigere 
Gangart der Kommission bei der Verwirklichung des 
Energiebinnenmarktes entgegen. Einig sind sich die Mit­
gliedsländer allerdings bei ihrem Auftrag an die Kommis­
sion, den noch recht vagen Stufenplan bis zum Jahres­
ende zu konkretisieren. Erst danach wird es möglich sein, 
die Chancen des Kommissionsplans abzuschätzen, ma

US-Haushait

Defizit in Rekordhöhe

D er Fehlbetrag im US-Bundeshaushalt ist in dem am 30. 
September zu Ende gegangenen Fiskaljahr 1991 auf den 
Rekordbetrag von 268,7 Mrd. Dollar angeschwollen. Ver­
mehrte Ausgaben für die Sanierung der Sparbanken, 
hauptsächlich aber rezessionsbedingt niedrigere Steuer­
einnahmen sind die Ursache dafür, daß das Defizit gegen­
über dem Fiskaljahr 1990 nicht, wie im Budgetkompro­
miß vom vergangenen Jahr beschlossen, um 40 Mrd. Dol­
lar verringert wurde, sondern um etwa denselben Betrag 
gestiegen ist.

Schon jetzt geht die Regierung davon aus, daß der 
Fehlbetrag im laufenden Haushaltsjahr nochmals erheb­
lich steigen wird, auf 348 Mrd. Dollar. Trotzdem mehren 
sich sowohl im Kongreß wie auch in der Regierung die 
Stimmen, die ein Jahr vor den Präsidentschaftswahlen 
angesichts der wenig beeindruckenden konjunkturellen 
Erholung nach Steuersenkungen zur Ankurbelung der 
wirtschaftlichen Aktivität rufen. Dabei wird zumeist über­
sehen, daß Steuersenkungen wegen des Zeitbedarfs von 
der Konzipierung bis zum Wirksamwerden kaum noch et­
was zu einer „rechtzeitigen" Belebung der Konjunktur 
beitragen können.

Zwar lassen sich gute Gründe dafür finden, die Anreiz­
strukturen des amerikanischen Steuersystems zu über­
prüfen. Abzuwägen wären damit aber die tendenziell 
zinssteigernden Wirkungen auf dem Kapitalmarkt, die 
von einer weiteren Erhöhung des Haushaltsdefizits aus­
gehen würden. Der Gang der gegenwärtigen Debatte, die 
offensichtlich eher an kurzfristigen innenpolitischen 
Zielen denn an längerfristigen ökonomischen Erforder­
nissen orientiert ist, wird jedenfalls den strukturellen Pro­
blemen der amerikanischen Volkswirtschaft nicht ge­
recht. Sicher ist nur, daß auf dem diskutierten Weg dem 
Budgetkompromiß vom Herbst 1990 ein ähnlich trauriges 
Schicksal beschieden sein wird wie schon den vorange­
gangenen Konsolidierungsanläufen. Die US-Wirtschaft 
wird sich wohl auf weitere zweifelhafte „Rekorde" in den 
Staatsfinanzen einstellen müssen. cb
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